
 

 

  

 

 

 

 

 

 

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat hat in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
einen Referentenentwurf eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes vorgelegt. Das ist sehr zu 
begrüßen. Deutschland braucht transparente und für die Öffentlichkeit verständliche Regeln für die 
Einwanderung von Fachkräften. Denn bundesweit sind 1,2 Millionen Stellen unbesetzt und die 
geburtenstarke Generation der „Babyboomer“ wird in den kommenden Jahren in den Ruhestand 
eintreten. Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz muss in eine Gesamtstrategie zur 
Fachkräftesicherung eingebettet sein, die neben Zuwanderer aus der EU und Drittstaaten auch bisher 
auf dem Arbeitsmarkt unterrepräsentierte Gruppen aus dem Inland berücksichtigt, insbesondere 
Ältere, Frauen, Mütter, (Langzeit-)Arbeitslose, Geringqualifizierte und Menschen mit Behinderungen. 

Der Referentenentwurf zum Einwanderungsgesetz ist ein sinnvoller Ansatz, die 
Zuwanderungsmöglichkeiten für Fachkräfte punktuell auszuweiten und die Verständlichkeit 
der Regelungen zu erhöhen 

Positiv zu bewerten ist, dass die strukturellen Änderungen und die Straffung des Textes die 
Verständlichkeit der Regelungen verbessern. Auch ist gut, dass das Regel-Ausnahme-Verhältnis zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit umgekehrt wurde und die Grundsatznormen der Abschnitte 3 und 4 
sich klar für den Beitrag von Fachkräfteeinwanderung zur Sicherung der Fachkräftebasis und zur 
Stärkung der sozialen Sicherungssysteme aussprechen. In Bezug auf die Bestimmungen zu 
Fachkräften ist zu begrüßen, dass der Text den Begriff Fachkraft eindeutig definiert und neben 
Personen mit Hochschulabschluss auch Personen mit qualifizierter Berufsausbildung miteinschließt. 
Das bedeutet eine Aufwertung dieser Personengruppe in der Fachkräftezuwanderungslogik. So 
besitzen Personen mit qualifizierter Berufsausbildung nach dem neuen Gesetz deutlich bessere 
Zuwanderungsmöglichkeiten als bisher. Denn auch in diesem Qualifikationssegment tut sich die 
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Der Referentenentwurf zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz ist ein wichtiges Signal für 
eine evidenzbasierte Migrationssteuerung. Er positioniert sich klar für die Sinnhaftigkeit von 
Fachkräfteeinwanderung zur Sicherung der Fachkräftebasis und der Stärkung der sozialen 
Sicherungssysteme und enthält viele sinnvolle Zuwanderungserleichterungen sowie 
strukturelle und textliche Vereinfachungen. Dennoch fehlen Aspekte wie Legitimation durch 
Parlamentsdebatten und die Möglichkeit zur Einbürgerung. Ebenfalls ist wichtig zu betonen, 
dass eine effektive Migrationssteuerung und ein ganzheitlicher Umgang mit dem Thema 
Fachkräftesicherung weitere Schritte bedürfen. 
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Wirtschaft in bestimmten Regionen, Berufen und Branchen schwer, die ausgeschriebenen Stellen zu 
besetzen. 

Das Gesetz enthält viele sinnvolle Bestimmungen, die es Fachkräften erleichtern sollten, nach 
Deutschland einzuwandern. So sind in diesem Kontext zu nennen das Aussetzen der Vorrangprüfung; 
der Verzicht auf eine Positivliste für Engpassberufe; Erleichterungen beim Verfahren zur Anerkennung 
von Berufsqualifikationen und die Möglichkeit, auch bei Teilanerkennung zu arbeiten, während 
Nachqualifizierungsmaßnahmen bis zur Vollanerkennung absolviert werden; eine Rechtsgrundlage für 
Ausbildungspartnerschaften; die Möglichkeit für Personen im Gebiet der Informations- und 
Kommunikationstechnologie, auch ohne eine qualifizierte Berufsausbildung, sondern mit 
ausgeprägten berufspraktischen Kenntnissen zuzuwandern; Suchtitel für Personen mit qualifizierter 
Berufsausbildung; dass die Bestimmungen der Beschäftigungsverordnung nach Möglichkeit in das 
Aufenthaltsgesetz integriert wurden und der Versuch, auf eine einheitlichere Auslegung des 
Gesetzestextes hinzuarbeiten, beispielsweise in Bezug auf die Vergabedauer von Aufenthaltstiteln. 

Ebenfalls ist positiv zu bewerten, dass das Gesetz darauf abzielt, die Verfahren zur Vergabe von 
Aufenthaltstiteln zu verbessern, namentlich durch ein beschleunigtes Verfahren für Fachkräfte und 
das Schaffen von zentralen Ausländerbehörden der Bundesländer, in denen Aufgaben zur 
Fachkräfteeinwanderung gebündelt werden. Damit greift das Gesetz ein dringendes Defizit des Status 
Quo auf. 

Zudem ist es sinnvoll, dass die Ausbildungsduldung nachjustiert und eine Beschäftigungsduldung 
geschaffen wurde. Damit wird gut integrierten Asylbewerbern eine Perspektive in Deutschland eröffnet 
und bessere Planungssicherheit für Unternehmen geschaffen, die Asylbewerber beschäftigen 
möchten. 

Wichtige Themen dürfen nicht ausgeklammert werden: evidenzbasierte Parlamentsdebatte, 
Einbürgerung und die Aufbereitung der Inhalte des Gesetzestextes im Rahmen von 
Informationsmaßnahmen 

Eine transparente und sachliche Debatte über Migration ist wichtig für die Akzeptanz von 
Zuwanderung und den gesellschaftlichen Zusammenhalt. So wäre es wichtig, dass eine 
Migrationsstrategie der Bundesregierung mit quantitativen Zielkorridoren für verschiedene 
Migrationszwecke in regelmäßigen Abständen im Bundestag debattiert wird. Der Grundstein hierfür 
sollte im Einwanderungsgesetz gelegt werden. Hierbei kann es sich aufgrund der europäischen 
Rahmenbedingungen nicht um harte Sollzahlen handeln, aber die Größenordnungen sollten 
Gegenstand der Parlamentsdebatte sein. Als Vorbild könnten der kanadische „Levels Plan“ oder die 
australischen „Migration Programme planning levels“ dienen. Wichtig ist, dass die Debatte um 
Fachkräfteeinwanderung auf Evidenz basiert. So zeigt beispielsweise das aktuelle Factsheet der 
Bertelsmann Stiftung „Fachkräftezuwanderung aus Drittstaaten nach Deutschland 2017“, dass die 
Fachkräftezuwanderung aus Drittstaaten 2017 mit rund 38.000 nur sieben Prozent der gesamten 
Zuwanderung aus Drittstaaten ausmacht. Die Studie „Zuwanderungsbedarf aus Drittstaaten in 
Deutschland bis 2050“ aus dem Jahr 2015 versucht zu berechnen, welche Zuwanderung man aus 
Drittstaaten bräuchte, um das Erwerbspersonenpotenzial konstant zu halten. Diese Studie wird Anfang 
2019 in überarbeiteter Form veröffentlicht werden. Die Neuauflage berechnet, welche jährliche 
Nettozuwanderung aus Drittstaaten man bräuchte, um den Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials 
auf ein verträgliches Maß zu begrenzen. Dabei wird die Entwicklung der inländischen 
Erwerbsbeteiligung und der Migration aus EU-Staaten sowie der Einfluss der Digitalisierung auf den 
Arbeitsmarkt mitberücksichtigt. Diese und ähnliche Arbeiten sollten das Fundament einer sachlichen 
Debatte über Sinn und Zweck von Zuwanderung sein, die auch im Bundestag geführt wird. 

https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/Migration_fair_gestalten/IB_Factsheet_Fachkraeftezuwanderung_2017.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_IB_Zuwanderungsbedarf_aus_Drittstaaten_in_Deutschland_bis_2050_2015.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Studie_IB_Zuwanderungsbedarf_aus_Drittstaaten_in_Deutschland_bis_2050_2015.pdf
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Das Gesetz sieht einen erleichterten Daueraufenthalt zum Beispiel für Absolventen ausländischer 
Hochschulen sowie Forscher vor. Das ist zu begrüßen. Das Thema Einbürgerung klammert das 
Gesetz aber gänzlich aus. Das Gesetz müsste auf die Möglichkeit einer Einbürgerung hinweisen und 
nach Möglichkeit eine zügigere Einbürgerung für Fachkräfte vorsehen. Das ist wichtig, denn 
Deutschland konkurriert international um Fachkräfte mit Ländern, die eine bessere langfristige 
Perspektive für Fachkräfte und ihre Familien bieten. 

Das Gesetz versucht im Rahmen des Machbaren, die verschiedenen Zuwanderungsmöglichkeiten zu 
vereinfachen. Die Komplexität der zu regelnden Sachverhalte setzt dabei der Vereinfachung Grenzen. 
In der Außendarstellung der rechtlichen Einwanderungsmöglichkeiten (zum Beispiel auf der Online-
Plattform „Make it in Germany“ und in einschlägigen Informationsmaterialen) sollte aber darauf 
geachtet werden, dass die unterschiedlichen Aufenthaltstitel in klar verständliche Oberkategorien mit 
möglichst wenigen zu erfüllenden Kriterien aufbereitet werden. Dafür ist eine Übersetzungsleistung 
des juristischen Textes in für zuwanderungsinteressierte Fachkräfte verständliche Form notwendig. 

Einige Teilregelungen werfen Fragen auf 

Bei der Arbeitsplatzsuche für Fachkräfte mit Berufsausbildung und mit akademischer Ausbildung wäre 
es sinnvoll, die Arbeitserlaubnis von zehn Stunden pro Woche während der Suchphase nicht auf 
Probearbeiten zu beschränken. Vor allem Fachkräften, die noch am Anfang ihrer Karriere stehen, 
würde es helfen, ihre Suchphase durch eine Teilzeiterwerbstätigkeit mitzufinanzieren. Die geforderte 
Sicherung des Lebensunterhalts sollte davon unberührt bleiben. 

Bei den zentralen Ausländerbehörden und dem beschleunigten Fachkräfteverfahren muss darauf 
geachtet werden, dass die Verwaltungsverfahren für andere Migrationsbereiche nicht leiden, sondern 
auch dort die Verwaltungsstrukturen verbessert werden. 

Die längere Erteilungsdauer für eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums ist zu begrüßen, 
die damit zusammenhängende Notwendigkeit, die Sicherung des Lebensunterhalts nun für zwei Jahre 
nachzuweisen, könnte Studieninteressierte vor Probleme stellen. Hier sollte genau geprüft werden, ob 
dies eine Zuwanderungshürde darstellen könnte und wenn ja, wie sie neben der Möglichkeit der 
Ausübung einer Beschäftigung und einer studentischen Nebentätigkeit abgebaut werden könnte. 

Fazit: sehr sinnvoller Schritt, aber der Weg geht weiter 

Der Referentenentwurf zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz ist ein sehr sinnvoller Schritt in die 
richtige Richtung. Der Entwurf schafft den Spagat zwischen Offenheit und Migrationskontrolle, erkennt 
den Beitrag von Fachkräfteeinwanderung zur Sicherung der Fachkräftebasis und zur Stärkung der 
sozialen Sicherungssysteme klar an, enthält viele gute und innovative Vereinfachungen für die 
Einwanderung von Fachkräften, verbessert die Verständlichkeit und klammert auch das Thema 
Migrationsverwaltung nicht aus. Insofern ist dieser ausgewogene Entwurf sehr zu begrüßen und ein 
wichtiges Signal für Fachkräfteeinwanderung im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Interesse 
Deutschlands. 

Aber auf dem Weg zu einem effektiven und sachlichen Umgang mit Migration ist Deutschland noch 
nicht am Ziel. So sollte auf dem Entwurf aufgebaut werden, um Klarheit darüber zu bekommen, 
welchen Beitrag Zuwanderung im Konzert mit Potenzialen im Inland zur Sicherung des Wohlstands in 
Deutschland leisten kann. So ist letztlich anzumerken, dass Fachkräfte aus Drittstaaten nur eine von 
verschiedenen Gruppen sind, die zur Fachkräftesicherung – jetzt und in Zukunft – beitragen. Somit 
muss die für 2019 angekündigte Gesamtstrategie zur Fachkräftesicherung möglichst bald 
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ausbearbeitet und implementiert werden, damit zum einen unserem Land nachhaltig die Arbeitskräfte 
zur Verfügung stehen, die es braucht und zum anderen immer wieder deutlich wird, dass Zuwanderung 
nur eine von vielen Maßnahmen ist und nicht zu Lasten der einheimischen Bevölkerung passiert. So 
soll auch vermieden werden, dass verschiedene Gruppen aus dem In- und Ausland gegeneinander 
ausgespielt werden. 
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